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Liebe Kolleginnen und Kollegen,
kennen Sie den Beruf „Innovationsmanager/Innovationsmanagerin“? Er wurde kürzlich 
als „Beruf der Zukunft“ vorgestellt. Da kommt natürlich sofort ein Gedanke auf: Wäre 
das nicht auch ein Beruf, den wir im öffentlichen Dienst gut gebrauchen können? Zumal 
der öffentliche Dienst in Sachen Innovation in der öffentlichen Meinung nicht gerade 
als Vorreiter gilt.

Die Nutzung der Digitalisierung, die Optimierung von Verwaltungsstrukturen, eine  
wirkungsvolle Mitarbeiterbindung durch Benefits oder einfach nur adressatenfreund-
lichere und verständlichere Formulierungen von Vorschriften, Verwaltungsakten oder 
sonstigen behördlichen Texten sind einige Beispiele. Auch wenn vereinzelt erfolgreiche 
Projekte zu verzeichnen sind, gibt es in der Gesamtbetrachtung noch sehr viel Luft nach 
oben. Warum entsteht aus dieser Luft nicht Lust – auf Innovation? Können Innovations-
managerinnen und Innovationsmanager doch vielleicht eine Initialzündung auslösen?

Sorry, auf diesen Zug springen wir nicht auf. Denn im öffentlichen Dienst haben bereits 
sehr viele Kolleginnen und Kollegen durchaus Lust auf Innovation. Und wir brauchen si-
cher keine praxisfremden Kolleginnen und Kollegen, die uns sagen, wie wir ticken sollen!

Was wir vor allem brauchen, sind echte Möglichkeiten für die Beschäftigten, ihr zu-
sätzliches Potenzial und neue Ideen einzubringen. Das gilt vor allem für die Nach-
wuchskräfte, aber natürlich auch für affine etablierte Kräfte.

Das gelingt bislang aus zwei Gründen unzureichend: Erstens finden sich neu eingestell-
te Beschäftigte schnell in fest vorgegebenen Abläufen, Ressourcen und Strukturen wie-
der, ohne dass innerhalb des Systems ein echtes Interesse besteht, eben diese zu hinter-
fragen. Wenn aber doch ein Interesse besteht, kommt der zweite Grund zum Tragen: 
Dann bremsen interne Regelungen oder Gesetze viel zu häufig Modernisierungen aus.

Was also ist zu tun? Wichtig ist eine professionelle Personalentwicklung. Die Kompe-
tenzen und Interessen der Kolleginnen und Kollegen – und zwar auch jenseits der  
regulären Inhalte – sollten bekannt sein und, soweit sinnvoll, auch gefördert werden. 
Natürlich müssen sie dann auch genutzt werden. Das kann zum Beispiel durch Pro-
jektgruppen geschehen, in die ein Teil der Arbeitszeit investiert wird. Vorsorglich sei 
angemerkt: Es handelt sich um eine womöglich ertragreiche Investition der Arbeit-
geber, nicht der Beschäftigten. Aber auch jene profitieren. Mit Sicherheit wirkt es 
sich nämlich positiv auf die Arbeitszufriedenheit aus, wenn die eigene Kreativität 
 gefragt ist und zu einem modernen öffentlichen Dienst beitragen kann.

Aber ein weiterer Aspekt ist wichtig, und zwar in den Bereichen, wo Hürden durch 
aus der Zeit gefallene Vorschriften bestehen. Hier sind die Bereitschaft und die Kom-
petenz zu fördern, bestehende Regelungen anzupassen und neue Regelungen von 
vornherein praxisgerecht auszugestalten. Zielgruppe eines dafür erforder lichen struk-
turierten Prozesses ist auch die Politik, die nicht immer praxisgerechte Gesetze auf 
den Weg bringt.

Beginnen wir einfach damit, Kolleginnen und Kollegen in den Dienststellen auch als 
Innovationsmanagerinnen und Innovationsmanager einzusetzen.

Ihre komba Bundesleitung
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Personalgewinnung und -bindung

Kommunale Arbeitgeber können bei Bedarf nachlegen
Die Warnungen der komba gewerkschaft, dass der öffentliche Dienst 
im Wettbewerb mit der Privatwirtschaft häufig den Kürzeren zieht, sind 
 offenkundig auch aus Sicht der Arbeitgeber nicht unberechtigt. 

Sie haben nämlich die Möglich-
keiten bestätigt und sogar er-
weitert, im Bedarfsfalle mit Zu-
lagen nachzulegen. „Das ist im 
Grunde ein Eingeständnis der 
kommunalen Arbeitgeber, dass 
sie in Tarifverhandlungen die 
Bremse nicht ausreichend ge-
löst haben“, moniert komba 
Bundesvorsitzender Andreas 

Hemsing. Sein Stellvertreter  
Kai Tellkamp ergänzt: „Die Ar-
beitgeber wären gut beraten, 
Regelungen in Tarifverträgen  
zu favorisieren, um ihre Konkur-
renzfähigkeit sicherzustellen, 
denn nur so können Gerechtig-
keit und klare Ansprüche ge-
währleistet werden.“ Die Spiel-
räume der Arbeitgeber ergeben 
sich aus zwei Richtlinien:

 < Fachkräfterichtlinie

Wenn zu den regulären Konditi-
onen für eine bestimmte Stelle 
keine geeigneten Bewerbungen 
eingehen oder um vorhandenes 
Personal von einem Arbeitge-
berwechsel abzuhalten, können 

ab der Entgeltgruppe 5 Zulagen 
gewährt werden. Sie betragen 
höchstens 500 Euro (Entgelt-
gruppen 5 und 6), 1 000 Euro 
(Entgeltgruppen 7 und 8) bezie-
hungsweise 1 500 Euro (Entgelt-
gruppen 9a bis 15). Für den So-
zial- und Erziehungsdienst, den 
Pflegedienst und die Versor-
gungsbetriebe ergibt sich die 
entsprechende Abgrenzung aus 
gesonderten Tabellen. Die Zula-
ge kann bis maximal zehn Jahre 
gewährt, aber bei Bedarf auch 
verlängert werden. Zulässig – 
aber nicht zwingend – ist die 
Anrechnung auf künftige Ent-
gelterhöhungen.

Bei Erfordernissen zur Deckung 
des Personalbedarfs oder zur 
Bindung von Fachkräften be-
stehen weitere Spielräume, 
und zwar bezogen auf die Stu-
fenzuordnung. Diese ermögli-
chen es, Beschäftigte über die 
geltenden tarifvertraglichen 
Regelungen hinaus einer höhe-
ren Stufe innerhalb ihrer jewei-
ligen Entgeltgruppe zuzuord-

nen, auch wenn die dafür 
eigentlich erforderliche Erfah-
rung noch nicht vorliegt. Diese 
Maßnahme ist ebenfalls ab der 
Entgeltgruppe 5 möglich und 
beschränkt sich auf Zuordnun-
gen in die Stufen 2, 3 und in 
besonderen Fällen auch 4. Die-
se Vorweggewährung von Stu-
fen ist nicht zu verwechseln 
mit der weiterhin möglichen 
leistungsabhängigen Verkür-
zung der Stufenlaufzeit.

 < Arbeitsmarktrichtline

Als dritte Option kommt eine 
sogenannte „Arbeitsmarktzu-
lage“ in Betracht. Diese kann 
bis zu 20 Prozent der Stufe 2 
der jeweiligen Entgeltgruppe 
betragen. Die Zulage ist wider-
ruflich und kann von vornher-
ein befristet werden. Aller-
dings haben hier die einzelnen 
kommunalen Arbeitgeberver-
bände „ein Wörtchen mitzure-
den“. Sie entscheiden, ob die 
Arbeitgeber in ihrem Organisa-
tionsbereich auf diese Option 

zurückgreifen können, und 
konkretisieren gegebenenfalls 
die Voraussetzungen.

 < komba Einschätzung

Ein Entgeltzuschlag durch den 
Arbeitgeber ist auf den ersten 
Blick interessant, kann sich 
aber als Bumerang herausstel-
len. Zusätzliche Zahlungen, 
von denen einzelne Beschäftig-
te profitieren, können schnell 
Gerechtigkeitslücken zulasten 
anderer – gegebenenfalls lang-
jähriger – Beschäftigter auslö-
sen, die leer ausgehen. Wenn 
auf die Instrumente tatsächlich 
zurückgegriffen wird, müssen 
solche Probleme vermieden 
werden, indem transparente 
Regelungen bestehen oder 
gruppenbezogene Entschei-
dungen bevorzugt werden.  
Ungeachtet dessen besteht  
die Gefahr, dass die Personal-
räte zwischen die Stühle gera-
ten. Als komba gewerkschaft 
sind wir nach wie vor bereit, 
gemeinsam mit den Arbeitge-
bern tarifvertragliche Lösun-
gen zu entwickeln, um die 
Möglichkeiten der Personal-
gewinnung und -bindung zu 
verbessern. (kt)

didacta 2024

komba zieht positive Bilanz
Die komba gewerkschaft bot 
auf der diesjährigen Bildungs-
messe didacta (20. bis 24. Feb-
ruar) in Köln Fachvorträge zu 
beruflichen und gewerkschaft-
lichen Themen sowie ein offe-
nes Ohr für die vielfältigen  
Herausforderungen in den  
Berufen des Sozial- und  
Erziehungsdienstes.

„Wir freuen uns über das 
rege Interesse an unserer Ar-
beit und die zahlreichen in-
teressanten Gespräche am 
komba Stand. Unter dem 
Strich hat sich bestätigt, dass 

Kitas, Ganztagsbetreuung im 
Grundschulalter und Soziale 
Arbeit unbedingt attraktive 
Rahmenbedingungen brau-
chen, um neue Fachkräfte zu 
gewinnen und bisherige zu 
halten“, fasste Ingo Bings, 
Bundesvorsitzender des 
Fachbereiches Sozial- und 
Erziehungsdienst, zusam-
men.

Mit Unterstützung auch von 
ehrenamtlich in den entspre-
chenden Berufen tätigen Kräf-
ten aus Nordrhein-Westfalen, 
Hessen und Rheinland-Pfalz 

bot die komba gewerkschaft 
ein abwechslungsreiches 
Standprogramm. „Dank des 
großartigen Engagements un-
serer Mitglieder ist es gelun-
gen, die Sichtbarkeit unserer 

komba gewerkschaft weiter 
zu steigern“, sagte Sandra van 

Heemskerk, stellvertretende 
Bundesvorsitzende der komba 
gewerkschaft und NRW-Lan-
desvorsitzende.

 _
 < Reger Betrieb am komba Stand auf der didacta
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Statistik zu Inflation und Tariflöhnen

Kraftakt für den öffentlichen Dienst war richtig
Die beiden letzten Tarifrunden für den öffentlichen Dienst – für Bund und 
Kommunen sowie für die Länder – bedeuten einen spürbaren Einkommens­
zuwachs.

Den haben die Gewerkschaf­
ten mit ihren Mitgliedern – die 
komba natürlich ganz vorn da­
bei – durchgesetzt. Dass es sich 
um einen Erfolg handelt, der 
aber auch erforderlich war, 
 zeigen aktuelle Daten des 
 Statistischen Bundesamtes.

Danach gab es im Jahr 2023 
bei den Einkommen der Tarif­
beschäftigten (alle Branchen) 
seit Einführung der Statistik 
(2010) im Schnitt die bislang 
stärkste Steigerung. Dem 
stand aber eine hohe Inflation 
mit 5,9 Prozent gegenüber, 

was Kaufkraftverluste mit sich 
brachte.

Deshalb ist es gut, dass wir für 
die Beschäftigten im öffentli­
chen Dienst positive Weichen­
stellungen vorgenommen 
 haben. Dass dazu auch die 

steuerfreien Inflationsaus­
gleichszahlungen zählen, ist 
kein Nachteil gegenüber ande­
ren Branchen, sondern nach 
den Feststellungen der Statis­
tiker gängige Praxis. Aus unse­
rer Sicht ist wichtig, dass sich 
im öffentlichen Dienst tabel­
lenwirksame Anpassungen 
anschließen, die nochmals 
zu höheren Auszahlungs­
beträgen führen und dauer­
haft wirken.  (kt) 

Nach der Tarifrunde ist vor der Tarifrunde

komba startet mit Umfrage zur Arbeitszeit

Die letzte Tarifrunde für den öffentlichen Dienst war vor allem eine Ein­
kommensrunde – und das aus gutem Grund: Die hohe Inflation drohte die 
Kaufkraft der Beschäftigten dauerhaft empfindlich zu beeinträchtigen, was 
infolge der durchgesetzten guten Tarifabschlüsse erheblich abgemildert 
werden konnte.

Aktuell ist die Inflation auf 
ein niedrigeres Niveau zurück­
gegangen, sodass wir uns bei 
künftigen Tarifrunden wieder 
thematisch breiter aufstellen 
können. Darauf bereiten wir 
uns jetzt schon vor.

 < Die Mitgliederbasis  
ist gefragt

Als Nächstes steht eine Tarif­
runde für die Beschäftigten bei 
den Kommunen und beim Bund 
an. Der TVöD­Abschluss aus dem 

letzten Jahr wurde mit einer 
Mindestlaufzeit bis Ende 2024 
versehen. Das bedeutet, dass be­
reits in diesem Jahr Klarheit be­
züglich der Forderungen geschaf­
fen werden muss. Der komba 
gewerkschaft ist es ein wichtiges 

Anliegen, die Mitglieder in einem 
frühen Stadium einzubeziehen. 
Deshalb haben wir eine Umfrage 
auf den Weg gebracht.

Da die „Arbeitszeit“ aktuell ein 
wichtiges gewerkschaftspoliti­
sches Thema ist, haben wir uns 
entschieden, eben hierzu ein 
Stimmungs­ und Meinungsbild 
einzuholen.

 < Niedrigschwellig  
und zügig erledigt

Bei der Umfrage beweist die 
komba wieder ihre Basisorien­
tierung. Ohne große Hürden 
und ohne großen Aufwand ist 
eine Teilnahme möglich. In der 
kurzen Online­Umfrage (Zeit­
bedarf etwa fünf Minuten) geht 
es insbesondere um eine mögli­
che Reduzierung der Wochenar­
beitszeit und um einen dadurch 
möglicherweise veränderten 
Stellenwert der Entgeltanpas­
sung. Auch zu Langzeitkonten 
ist eine Rückmeldung gefragt.

Wir können uns am besten für 
Ihre Wünsche einsetzen, wenn 
wir sie kennen! Nutzen Sie den 
QR­Code, um an unserer Um­
frage teilzunehmen! Sie läuft 

vom 15. März 

bis zum 
30. Mai. (kt)

 < Hier geht’s direkt 
zur Umfrage.

 < Die komba Bundesleitung hat sich bei ihrer Klausur im Februar auch mit der Vorbereitung der Umfrage beschäftigt.
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Ausbildungsentgelte im öffentlichen Dienst

Viel erreicht für die Nachwuchskräfte
Wenn die Ergebnisse der Einkommensrunden betrachtet und bewertet  
werden, erhalten die Ausbildungsentgelte häufig nicht die verdiente Auf­
merksamkeit. Höchste Zeit, die Ausbildungsentgelte einmal in den Mittel­
punkt zu stellen – zumal einiges erreicht wurde.

 < Gute Gründe

Attraktive Ausbildungsbedin­
gungen sind nämlich ein wich­
tiges Anliegen der komba  
gewerkschaft, um Nachwuchs­
kräfte gewinnen zu können 
und ihnen während der Aus­
bildung eine möglichst weit­
gehende finanzielle Unabhän­
gigkeit zu ermöglichen. Die 
komba jugend trägt in den Ein­
kommensrunden maßgeblich 
dazu bei, dass diese Ziele auf 
der Agenda stehen.

So konnte in der letzten Ein­
kommensrunde durchgesetzt 
werden, dass die Ausbildungs­
entgelte sowohl bei den Kom­
munen als auch bei den Län­
dern um 150 Euro steigen. Die 
neuen Werte gelten auf kom­
munaler Ebene bereits ab März 
2024, die Länder ziehen ab No­
vember 2024 mit 100 Euro und 
ab Februar 2025 mit 50 Euro 
nach. 

 < Gute Werte

Damit werden am Beispiel der 
Ausbildungsberufe nach dem 
Berufsbildungsgesetz die in 
der untenstehenden Tabelle 
dargestellten Entgelte gezahlt.

Für die Auszubildenden der 
Kommunen (und des Bundes) 
sind für Anfang 2025 neue Ta­
rifverhandlungen vorgesehen.

Spezielle Tabellenwerte gibt es 
insbesondere für die Auszubil­
denden im Pflegebereich und 
für Studierende in ausbildungs­
integrierten dualen Studien­
gängen. Auch für Anwärte­
rinnen und Anwärter gelten 
besondere Regelungen, die auf 
Länderebene getroffen wer­
den. Denn die Ausgestaltung 
des Beamtenrechts ist im We­
sentlichen Ländersache.

Positiv ist, dass die gesetzliche 
Mindestvergütung für Berufs­
ausbildungen nach dem Be­
rufsbildungsgesetz deutlich 
überschritten wird. Sie liegt im 
Jahr 2024 im ersten Ausbil­
dungsjahr bei 649 Euro, im 
zweiten Jahr bei 766 Euro und 
im dritten Jahr bei 876 Euro.

 < Guter Vergleich

Bei der Auswertung aller Ausbil­
dungsvergütungen in Deutsch­
land, die regelmäßig vom Bun­
desinstitut für Berufsbildung 
vorgenommen wird, schneidet 
der öffentliche Dienst im Ver­
gleich mit den anderen Branchen 
recht gut ab. Gegenstand der Er­
hebung waren die Werte des Jah­
res 2023, da lag der öffentliche 
Dienst mit 1 128 Euro über dem 
Durchschnitt von 1 066 Euro.

Dennoch dürfen wir nicht die 
Hände in den Schoß legen, 
denn andere Branchen haben 
sich längst auf den Weg ge­
macht, nicht nur Anschluss zu 
halten, sondern im Wettbe­
werb zu punkten. Denn in den 
letzten Jahren lagen die Steige­
rungsraten in anderen Bran­
chen über denen des öffentli­
chen Dienstes. Versprochen: 
Die komba bleibt am Ball. (kt)
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 < Die Statistik beinhaltet auch Warnsignale –der öffentliche Dienst  
darf nicht abgehängt werden.

 < Auch bei der Verteilung nach Vergütungsklassen sieht es für den  
öffentlichen Dienst gut aus.
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Nach der Entscheidung des Europäischen Gerichtshofes (EuGH)

Das Berufsbeamtentum bleibt eine Option  
auch für die Kommunen
Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) hat das in Deutschland bestehende  
Streikverbot für Beamtinnen und Beamte deutlich bestätigt. 

Darüber wurde natürlich – 
auch an dieser Stelle – be­
reits berichtet. Die Bedeu­
tung dieser Entscheidung 
verdient aber eine ergänzen­
de Betrachtung, insbesonde­
re aus kommunaler Sicht.

 < Die Vorgeschichte

Nachdem sich in der GEW 
organisierte Beamtinnen 
und Beamte während ihrer 
Arbeitszeit an Streikaktio­
nen beteiligt hatten und 
deshalb disziplinarrechtli­
chen Konsequenzen ausge­
setzt waren, versuchte die 
GEW mit Unterstützung ih­
res Dachverbandes DGB das 
Streikrecht für Beamtinnen 
und Beamte durchzusetzen. 
Nachdem dieses Ziel vor 
dem Bundesverfassungsge­
richt nicht erreicht wurde, 
gab es einen neuen Versuch 
vor dem EGMR, der erneut 
in einer Bauchlandung für 
die Initiatoren endete. Die 
komba und ihr Spitzenver­
band dbb, der in das Verfah­
ren als Drittbeteiligter ein­
gebunden war, wurden in 
ihren Überzeugungen voll­
ständig bestätigt: Es bleibt 
bei dem Streikverbot für Be­
amtinnen und Beamte.

 < Angriff auf die Zukunft 
des Berufsbeamten-
tums – auch bei den 
Kommunen

Was auf den ersten Blick als 
reizvolles Ziel erscheint, 
entpuppt sich aus fachlicher 
Sicht als Initiative gegen das 
Berufsbeamtentum: Würde 
das Streikverbot kippen, 
könnten auf der anderen  
Seite bestehende positive 
Elemente des Berufsbeam­

tentums nicht mehr auf­
rechterhalten werden.  
Bereits das Bundesverfas­
sungsgericht hatte klarge­
stellt, dass ein Streikrecht 
für Beamtinnen und Beam­
te eine Kettenreaktion in 
Bezug auf die Ausgestal­
tung des Beamtenverhält­
nisses insgesamt auslösen 
würde, eine „Rosinenpicke­
rei“ sei nicht zulässig. Auf­
grund der daraus resultie­
renden Gefahren für den 
Fortbestand des Berufsbe­
amtentums steht die komba 
gemeinsam mit ihrem Spit­
zenverband dbb hinter dem 
Streikverbot für Beamtin­
nen und Beamte. Diese Po­
sition fußt ergänzend auf 
unserer staatspolitischen 
Überzeugung: Streikfreie 
Räume tragen zur Funkti­
onsfähigkeit unseres Staa­
tes bei.

Das gilt übrigens auch für 
die kommunale Ebene. Hier 
ist der Anteil an Beamtin­
nen und Beamten gegen­
über den Tarifbeschäftigten 
zwar traditionell geringer. 
Dennoch handelt es sich um 
eine auch für die Kommu­
nen wichtige Statusgruppe 
mit einer berechtigten Zu­
kunft. Diese war im Zusam­
menhang mit dem Verfah­
ren vor dem EGMR nämlich 
durchaus fraglich, weil dis­
kutiert wurde, die Voraus­
setzungen für die Beschäfti­
gung von Beamtinnen und 
Beamten deutlich einzu­
schränken und auf die klas­
sischen Hoheitsbereiche 
wie die Polizei zu beschrän­
ken. Dazu ist es zum Glück 
nicht gekommen, zumal die 
konkreten Abgrenzungen 
auf kommunaler Ebene pro­

blematisch und kontrapro­
duktiv wären.

 < Beamtinnen und 
Beamte sind nicht 
rechtlos – brauchen 
aber eine Interessen-
vertretung

Die komba gewerkschaft und 
der dbb stehen klar hinter dem 
Berufsbeamtentum und wer­
den es auch in Zukunft vor ei­
ner Aushöhlung durch die Hin­
tertür schützen. Das bedeutet 
für uns auch, dass die beste­
henden Rechte der Beamtin­
nen und Beamten wirksam 
 genutzt werden. Dazu zählen 
zum Beispiel das Demonstrati­
onsrecht, Beteiligungsverfah­
ren bei der Gesetzgebung, die 
Geltendmachung von Ansprü­
chen sowie der Rechtsschutz. 
Diese Rechte werden über den 
dbb und seine Mitgliedsorgani­
sationen gewährleistet.

 < Dennoch: Das Streik-
recht wird erfolgreich 
genutzt

Natürlich bekennen sich die 
komba gewerkschaft und 
der dbb dennoch klar zum 
Streikrecht – aber nur für die 
Tarifbeschäftigten. Dies wird 
auch erfolgreich genutzt, zu­
letzt in den Einkommensrun­
den für die Beschäftigten 
beim Bund, bei den Ländern 
und natürlich bei den Kom­
munen. Wir begrüßen und 
fördern auch die unterstüt­
zende Teilnahme von Beam­
tinnen und Beamten – aber 
auf dem Boden des gelten­
den Rechts und damit in ih­
rer Freizeit. Diese Praxis hat 
sich bewährt, sie ist sowohl 
zulässig als auch sinnvoll: 
Das Ergebnis der Tarifrunden 
ist Grundlage für die Über­
tragung auf Beamtinnen und 
Beamte. (kt)

 < Jobcenter

komba bildet Jobcenter-Netzwerk

In den Jobcentern sind viele kommunale Beschäftigte tätig, auch 

wenn diese als gemeinsame Einrichtung mit der Bundesagentur für 

Arbeit betrieben werden. Das dort bestehende Nebeneinander von 

Beschäftigten der Kommunen und der Bundesagentur mit unter­

schiedlichem Personalrecht bringt immer wieder besondere Heraus­

forderungen mit sich. Insbesondere um die Belange der kommuna­

len Beschäftigten, die zwangsläufig nicht bei ihrem eigentlichen 

Arbeitgeber tätig sind (die Jobcenter haben keine Rechtspersön­

lichkeit und können deshalb keine Einstellungen vornehmen), 

bestmöglich vertreten zu können, bildet die komba gewerkschaft 

ein Netzwerk. Insbesondere unter Einbeziehung der in der komba 

organisierten Personalratsmitglieder sollen ein Erfahrungsaus­

tausch sowie ein Informationskanal betrieben beziehungsweise 

 intensiviert werden. Dies auch mit Blick auf die anstehenden Per­

sonalratswahlen, zumal für die als gemeinsame Einrichtung betrie­

benen Jobcenter das Bundespersonalvertretungsgesetz gilt.

Ansprechpersonen beziehungsweise Personalratsmitglieder bei  

Jobcentern, die diesem Netzwerk noch nicht angehören, können 

sich gern bei der Bundesgeschäftsstelle melden. (kt)
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Gesundheitswesen

Wirtschaftliche Absicherung der  
Beschäftigten gerät häufig unter Druck
Immer wieder werden im Krankenhausbereich Versuche bekannt, Personal-
kosten zu senken. Teilweise im Zusammenhang mit Privatisierungen, teil-
weise aber auch innerhalb öffentlich-rechtlicher Strukturen.

Die komba vertritt nicht nur 
die klare Grundsatzposition, 
dass Krankenhäuser als Einrich-
tungen der Daseinsvorsorge 
vorrangig dem öffentlichen 
Dienst zuzuordnen sind und 
dass – auch im Falle von nicht 
abwendbaren Privatisierungen 
– die einschlägigen Tarifverträ-
ge des öffentlichen Dienstes 
maßgebend sein müssen be-
ziehungsweise nicht unter-
schritten werden dürfen. Den-
noch gibt es immer wieder 
Fälle, in denen dieser Standard 
infrage gestellt wird und indi-
vidueller Handlungsbedarf 
entsteht. Wir skizzieren ein ak-
tuelles Beispiel, stellvertretend 
für viele weitere.

In Rheinland-Pfalz tobt seit 
geraumer Zeit ein Nerven-
krieg um das Gemeinschafts-
klinikum Mittelrhein. Für die 
kommunalen Mehrheitsge-
sellschafter waren finanzielle 
Risiken ein Dorn im Auge. Im 
Raum stand die Übernahme 
des Klinikums durch die Sana 
AG. Die Verhandlungen wur-
den jedoch belastet durch die 
notwendige Absicherung der 
Ansprüche der Beschäftigten 
auf die Leistungen aus der 
Zusatzversorgung des öffent-
lichen Dienstes. Das ist der 
Hauptgrund für die inzwi-
schen gescheiterten Verhand-
lungen, doch wie geht es für 
die Beschäftigten weiter? Das 

ist noch nicht abschließend 
geklärt, auch wenn durch fi-
nanzielle Spritzen der kom-
munalen Träger etwas Zeit 
gewonnen wird. Der gesamte 
Prozess ist für die Beschäftig-
ten mit Unsicherheiten und 
emotionalen Belastungen 
verbunden. Die Belastungs-
grenze ist allerdings bereits 
durch den Alltag im Gesund-
heitswesen überschritten. 

Die komba gewerkschaft rhein-
land-pfalz setzt sich nicht nur 
in komplexen Verhandlungen 
für die Beschäftigten ein. Auch 
eine Mahnwache vor dem Rat-
haus ist als klares Statement 
der komba zu verstehen: Ein 

langfristiges und zukunftsfähi-
ges Gesamtkonzept, das Klar-
heit für die Beschäftigten be-
deutet, ist überfällig.

Klarheit und Finanzierbarkeit 
sind ein grundsätzliches Anlie-
gen im Krankenhaus- bezie-
hungsweise Gesundheitssek-
tor. Bisherige Reformversuche 
haben keine zufriedenstellen-
de Lösung gebracht – darunter 
haben insbesondere die Be-
schäftigten und die Patienten 
zu leiden – für die komba ge-
werkschaft ein unhaltbarer  
Zustand.

Die komba nimmt das vorge-
stellte Beispiel zum Anlass, 
noch einmal zu bekräftigen: 
Tarifvertragliche Ansprüche 
der Beschäftigten dürfen nicht 
Gewinnerzielungsabsichten 
privater Akteurinnen und Ak-
teure zum Opfer fallen. Außer-
dem darf die Zusatzversorgung 
als wichtige Errungenschaft für 
die Altersversorgung der Be-
schäftigten und für die Fach-
kräftebindung der Arbeitgeber 
nicht zur Debatte stehen. (kt)

 < Die komba jugend kümmert sich um 
Nachwuchs für die Gewerkschaftsarbeit.

 < Die komba Gewerkschaftsakademie 
hat dasselbe Ziel und richtet sich da-
bei auch an Interessentinnen und 
Interessenten mitten im Berufsleben.

Zwei Konzepte – ein Ziel

Qualifikation für erfolgreiche Gewerkschaftsarbeit

Gewerkschaftsarbeit funktioniert nicht von allein. 
Mitglieder sind die unverzichtbare Basis, um Ziele 
durchzusetzen. Aber das Ganze muss auch koordi-
niert, kommuniziert und realisiert werden.

Dafür bedarf es Kolleginnen und 
Kollegen, die Verantwortung 
übernehmen. Dabei kommt es 
in besonderer Weise auf die vie-
len ehrenamtlichen Funktionen 
auf der Landes- und regionaler 
Ebene an. Nur durch sie kann ge-
währleistet werden, dass Mit-
glieder gewonnen und betreut 
werden sowie tonangebend sind 
für die Ziele unserer Gewerk-
schaftsarbeit. Deshalb ist die 
Qualifikation für diese Aufgaben 
ausgesprochen wichtig. Sowohl 
die komba jugend als auch die 
komba Bundesorganisation 
führt dafür zielgruppengerechte 
Veranstaltungen durch.

 < Better start now

Die komba jugend hat in einer 
weiteren Ausgabe ihres Quali-
fikationsseminars junge Mit-
glieder an die aktive Gewerk-
schaftsarbeit herangeführt. Im 
Februar haben Bundesjugend-
leiterin Isabell Markus und ihr 
Team in Köln 15 Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer geschult, 
wobei in erster Linie die Stär-

kung der Landesjugendleitun-
gen angestrebt wird. Themen 
waren zum Beispiel die Zusam-
menarbeit von komba und dbb, 
die Finanzierung der Gewerk-
schaftsarbeit, Aufgaben der  
Jugendgremien sowie kreative 
Aktionen und Veranstaltungen. 
Einige Teilnehmende werden 
sich bereits beim komba Bun-
desjugendausschuss in Berlin 
wiedersehen, der im April 
stattfindet und „Europa“ in 
den Mittelpunkt stellt.

 < komba Gewerkschafts-

akademie

Neue und künftige Funktions-
träger der Landesgewerkschaf-
ten sind die Zielgruppe der kom-
ba Gewerkschaftsakademie. In 
mehreren Modulen werden 
Kompetenzen vermittelt, die 

eine erfolgreiche Arbeit vor Ort 
möglich machen. Die dritte Se-
minarreihe ist unter der Leitung 
von Vorstandsreferent Marcus 

Rümmler mit dem ersten von 
fünf Modulen in Fulda gestartet. 
Es ging insbesondere um recht-
liche Grundlagen und Kernauf-
gaben der Vorstände sowie um 
Motivation und Medienarbeit. 
Es spricht also alles dafür, dass 
die Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer die Arbeit der komba 
gewerkschaft bereichern und 
unterstützen werden. (kt) 
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